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EINLEITUNG

Institutionen sind nicht gegeben, sie werden gemacht. Mit der Minister-
präsidentenkonferenz begründeten die Regierungschefs der Länder und 
ihre Spitzenbeamten in den 1950er Jahren eine Schlüsselinstitution des 
deutschen Bundesstaats. Sie schrieben ihr spezifische Zielsetzungen ein, 
praktizierten bestimmte Umgangsformen, etablierten Rituale, Routinen 
und ungeschriebene Regeln, in die ihr politisches Handeln im engeren 
Sinne eingebettet war: das Verhandeln von Beschlüssen und Entschei-
dungen, die Abstimmung in nahezu allen Länderangelegenheiten, die 
Formulierung gemeinsamer Positionen und politischer Forderungen 
gegenüber der Bundesregierung. Die Ministerpräsidenten schufen mit 
der MPK ein institutionelles Arrangement, das ihre Arbeit und ihre Inter-
aktionen einrahmte, strukturierte und ihre Werte, Ziele und Interessen 
widerspiegelte. Der Gründung der Bundesrepublik hinkte die Minister-
präsidentenkonferenz gewissermaßen hinterher – in der Verfassung 
war und ist sie nicht vorgesehen. Doch bereits in den 1960er Jahren war 
sie zu einem bundespolitischen Akteur mit nationaler Reichweite auf-
gestiegen und zu einem Knotenpunkt politischer Entscheidungs- und 
Aushandlungsprozesse im demokratischen deutschen Bundesstaat ge- 
worden.

Trotzdem lag die MPK bislang sowohl im toten Winkel der Zeit-
geschichte als auch der Rechts- und Politikwissenschaft. Dasselbe gilt für 
die breitere Öffentlichkeit: Wenn es um wichtige Fragen der Bundespoli-
tik geht, richten sich die Blicke in der Regel auf die Bundesregierung und 
den Bundestag, auf das Kanzleramt und auf die Parteizentralen. Schon 
der Bundesrat ist eine Art Add-on und bekommt nur Aufmerksamkeit, 
wenn er bei einer besonders engen oder umstrittenen Entscheidung zum 
Zünglein an der Waage zu werden scheint. Die Ministerpräsidentenkon-
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ferenz wiederum steht in der Regel nur im Fokus, wenn wichtige Fragen 
der nationalen Politik ohne »die Länder« nicht behandelt werden können. 
Den meisten ist die Ministerpräsidentenkonferenz wohl überhaupt erst 
seit der Coronakrise ein Begriff, als sich die Regierungschefs und -chefin-
nen der Länder in kurzen Abständen untereinander und mit der Bundes-
kanzlerin trafen, um über die weiteren »Maßnahmen« des Infektions-
schutzes zu verhandeln. Würde man heute eine Straßenumfrage machen, 
könnten wohl trotzdem nur wenige Menschen erklären, was die MPK ei-
gentlich ist und was sie tut.

Auch in der Fachwissenschaft sind die Kenntnisse über die MPK bis-
lang eher dünn und allgemein. Obwohl die Bundesrepublik ein föderaler 
Bundesstaat ist, wurde ihre politische Geschichte in erster Linie von der 
Bundesebene her geschrieben. Im Mittelpunkt standen die Bundesregie-
rung und der Bundestag, die Vertreterinnen und Vertreter der Parteien, 
Bundesministerinnen und Bundesminister als die wichtigsten Akteure 
der nationalen Politik. Der Bundesrat und einzelne Ministerpräsidenten 
kamen dabei zwar immer mal wieder vor. Der renommierte Historiker 
Gerhard A. Ritter bezeichnete die MPK sogar als »Nebenregierung«, die 
im politischen Entscheidungsprozess häufig eine größere Bedeutung als 
das Kabinett und der Bundestag habe.1 Doch weder über die Minister-
präsidentenkonferenz noch über den Bundesrat gibt es substanzielle his-
torische Studien.2

Dabei war der Bundesrat ab den 1950er Jahren an mehr als der Hälfte 
der Bundesgesetze beteiligt, der Bundestag und die Bundesregierung 
brauchten dafür die Zustimmung einer Mehrheit der Landesregierungen. 
Auf diesem Weg regieren die Ministerpräsidenten bis heute im Bund mit. 
So sieht es das institutionelle Arrangement des Grundgesetzes seit 1949 
vor. Zusätzlich zu den Verfassungsorganen etablierten sich in den 1950er 
Jahren umgehend zahlreiche gemeinsame Einrichtungen der Landes-
regierungen und ihrer Bürokratien. So entstand ein immer dichteres 
Netz, das hunderte informeller Entscheidungs- und Kooperationsinstan-
zen umfasste, die wiederum mit der Bundesebene vernetzt waren. Paral-
lel zu den Aushandlungsforen der parlamentarischen Demokratie ent-
stand eine zweite nationale Politikarena, in der die Exekutiven der Länder 
und des Bundes das Sagen haben.3 Und hier hat die MPK seit 1954 einen 
herausgehobenen Platz. Sie ist neben dem Bundesrat die einflussreichste 
Manifestation der deutschen Tradition des Exekutivföderalismus.
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Ziel und Fragestellung

Dieses Buch soll zeigen, wie Regieren in der politischen Praxis des ver-
flochtenen deutschen Bundesstaats vonstattengeht. Hierzu stelle ich die 
Ministerpräsidentenkonferenz in den Mittelpunkt und verfolge sie von 
ihrer Gründung 1954 bis ins Vorfeld der Föderalismusreform I von 2006. 
Es wird zum einen erklärt, was die MPK ist, wie sie funktioniert und wel-
che Rolle sie im politischen Raum der Bundesrepublik spielt. Zum ande-
ren zeigt dieses Buch, warum sich die föderale Ordnung nach der Grün-
dung der Bundesrepublik ebenso rasch wie nachhaltig veränderte. Lange 
bevor in den 1960er Jahren vom kooperativen Föderalismus die Rede war, 
entsprach er in der Praxis der Ministerpräsidenten und zahlloser Bund-
Länder-Gremien bereits der Realität. Die MPK hatte an der Weiterent-
wicklung der deutschen Bundesstaatlichkeit einen substanziellen Anteil 
und trug maßgeblich dazu bei, dass Unterschiede zwischen den Bundes-
ländern und ihre politische Autonomie zugunsten extensiver Kooperation 
und Verflechtung geschliffen wurden. An den Verfassungsreformen von 
1969 war sie führend beteiligt.

Diese Studie soll allerdings keine weitere strukturfunktionalistische 
Analyse des föderativen Systems sein. Vielmehr handelt es sich um eine 
Föderalismusgeschichte, die den Wandel der bundesstaatlichen Ordnung 
an ihre Akteure, deren Motivlagen und die politischen Aushandlungs-
prozesse rückbindet. Der Ansatz verknüpft Institutionen-, Politik- und 
politische Kulturgeschichte. Im Mittelpunkt steht die Untersuchung der 
politischen, bürokratischen und sozialen Praxis der MPK: ihre innere Ver-
fasstheit, ihre Arbeitsweise, Routinen und Konventionen, Selbstverständ-
nisse und Zielsetzungen ihrer Mitglieder, die Art und Weise, wie ihre Ent-
scheidungen zustande kamen und schließlich ihre Interaktion mit der 
Bundesregierung. Dies verspricht auch einige Aufschlüsse über die po-
litische Kultur in Deutschland. Die Untersuchung der MPK lenkt unsere 
Aufmerksamkeit auf die Wechselwirkungen zwischen institutionellen 
Strukturen auf der einen und den Handlungsorientierungen, Verhaltens-
maßstäben und Selbstverständnissen der politischen Akteurinnen und 
Akteure auf der anderen Seite. Politische Kultur manifestiert sich auch in 
der konkreten Praxis des Regierens.

Die MPK steht für eine politische Kultur, so die These dieses Buches, 
in der Kompromisse, die Suche nach Konsens und bundeseinheitliche Re-
gelungen einen hohen Stellenwert haben. Diese Werte sind einerseits in 
den Institutionen verankert, die sie perpetuieren und einfordern. Die Mi-
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nisterpräsidenten, Bundespolitiker und Spitzenbeamten aus den Minis-
terialbürokratien trugen seit den frühen 1950er Jahren maßgeblich dazu 
bei, dass in der Bundesrepublik ein hochgradig verflochtener Bundesstaat 
entstand, in dem die vielen Akteure quasi zum Kompromiss verdammt  
waren. Andererseits sind die Institutionen selbst wie hier die MPK Aus-
druck politischer wie gesellschaftlicher Orientierungen und Zielset-
zungen. Die Gründungsväter – Mütter gab es nicht – schrieben der MPK 
den Wunsch nach gemeinsamer Problemlösung, Harmonisierung und 
Einheitlichkeit ein. Um den nicht besonders populären Föderalismus zu 
rechtfertigen, wollten sie gemeinsam Handlungsfähigkeit demonstrieren.

Kontrastiert man den deutschen Fall mit der Institutionenordnung 
und der politischen Kultur in den USA, die ebenfalls ein demokratischer 
Bundesstaat sind, wird dieser Zusammenhang besonders deutlich. Kaum 
jemand wird bestreiten, dass in den USA ein weit höheres Maß an politi-
schem Streit, Dissens und Konflikt praktiziert und akzeptiert wird als in 
der Bundesrepublik. Dasselbe gilt für das Ausmaß sozialer und ökonomi-
scher Ungleichheit zwischen den Einzelstaaten und für die Toleranz-
schwelle der Gesellschaft gegenüber Regelungsvielfalt. Die MPK steht 
wie andere Institutionen des deutschen Bundesstaats für ein System, das 
auf einen länderübergreifenden Ausgleich und Unitarisierung angelegt 
ist. Zu diesen Institutionen gehören etwa auch der Steuerverbund, der 
weitreichende Finanzausgleich zwischen den Gliedstaaten, das aus der 
Verfassung abgeleitete politische Leitbild der einheitlichen beziehungs-
weise gleichwertigen Lebensbedingungen und schließlich das dichte Ge-
flecht gemeinsamer Einrichtungen zwischen den Ländern und zwischen 
den Ländern und dem Bund. All dies unterscheidet die Bundesrepublik 
von den USA und gibt der deutschen Spielart des Föderalismus ihr be-
sonderes Gepräge.

Ob dies wirklich noch Föderalismus oder etwas anderes ist, wurde 
schon früher diskutiert. Der Verfassungsrechtler Konrad Hesse bot uns 
1962 das Modell des »unitarischen Bundesstaats« an. Die Politikwissen-
schaftlerin Heidrun Abromeit wiederum prägte 1992 die Formel des »ver-
kappten Einheitsstaats«. Wahrscheinlich ist die Bundesrepublik eine con-
tradictio in adiecto: ein föderaler Einheitsstaat – einheitlich in der Substanz, 
föderal in den Verfahren. Jedenfalls wird dieses Buch zeigen, wie sich in 
den ersten Dekaden der Bundesrepublik auch die Vorstellungen der MPK-
Akteure über den Föderalismus und das »Wesen« des Bundesstaats ver-
änderten. Überzeugte Föderalisten waren schon 1949 in der Minderheit 
gewesen. Um 1960 fochten sie nur noch aussichtslose Rückzugsgefechte. 
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Die Mehrheit der Ministerpräsidenten trat als Pragmatiker auf, für die 
nicht mehr der Erhalt föderaler Vielfalt und politischer Eigenständigkeit 
an erster Stelle stand. Vorrang hatten für sie vielmehr die Kooperation, 
die gemeinsame Gestaltung länderübergreifender Angelegenheiten (und 
das betraf potenziell alles) und letztlich der gemeinschaftliche Einfluss 
in der nationalen Politik. So etablierte sich die MPK als mächtiger po-
litischer Player.

Zur Konzeption

Vielleicht wird es kein Zufall sein, dass dies die erste historisch-empi-
rische Studie über die MPK ist. Besonders auskunftsfreudig war sie nie. 
Womöglich bewegte sie sich auch deshalb so lange unter dem Radar. Die 
Ministerpräsidenten tagten von Anbeginn nicht öffentlich und fertigten 
ab 1960 keine Niederschriften ihrer Sitzungen mehr an, sondern nur 
nüchterne Beschlussprotokolle über die Ergebnisse. Selbst diese galten 
als vertraulich und durften nicht über den Teilnehmerkreis hinaus wei-
tergegeben werden. Nur ausgewählte Beschlüsse wurden für die Presse 
zusammengefasst. Ihre Entscheidungsprozesse und Debatten schirmten 
die Akteurinnen und Akteure nachdrücklich von der demokratischen 
Öffentlichkeit und den Parlamenten ab. Erst 2019, also 65 Jahre nach der 
Gründung der MPK, entschieden die Ministerpräsidenten, Beschlüsse 
zu veröffentlichen, wenn alle 16 Bundesländer einverstanden sind.4 Hier 
offenbart sich eine der schon oft kritisierten Kehrseiten des Exekutivfö-
deralismus: Die Parallelarena der Exekutiven, zu der auch die wichtigen 
Fachministerkonferenzen wie die Innenminister- und Justizministerkon-
ferenz gehören, zeichnet sich durch äußerst begrenzte Transparenz aus. 
Dies erschwert es den Bürgerinnen und Bürgern, Entscheidungen nach-
zuvollziehen und politische Verantwortung zuzuordnen. Den Parlamen-
ten wiederum macht es die programmatische Vertraulichkeit schwer, die 
Exekutive im Sinne der checks and balances zu kontrollieren. In den 1970er 
Jahren begann deshalb eine Debatte über eine Aushöhlung der Kom-
petenzen der Landtage und eine Grauzone der Exekutive, die sich der 
Kontrolle der Parlamente entzog. Je mehr Themen die Landesregierungen 
kooperativ untereinander regeln wollten, desto kleiner wurden die Hand-
lungsspielräume der Landtage.

Hier liegt auch eine der Erklärungen, warum die Ministerpräsiden-
ten ihre Zusammenarbeit stets fortsetzten, vertieften und wiederholt im 
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Bundesrat Kompetenzerweiterungen des Bundes mittrugen, obwohl sie 
damit die individuelle Länderautonomie beschnitten: Betroffen waren 
davon zuerst die Gesetzgebungsorgane der Länder: die Parlamente. Die 
Exekutiven hingegen profitierten von erweiterten Mitsprachemöglich-
keiten nicht nur im Bundesrat, sondern auch in den anderen zahlreichen 
Kooperationsgremien. Und natürlich besserten die Landesregierungen 
mit Konzessionen an den Bund ihre Haushalte auf. Geld war ein wichti-
ges Schmiermittel im komplizierten Beziehungsgeflecht von Bund und 
Ländern.

Auch wenn die Beteiligten zumeist keine Niederschriften hinter-
lassen haben, mit denen wir in das Sitzungsgeschehen hineinblicken 
können, hat die MPK reichlich Material produziert, das heute über die 
Hauptstaatsarchive der Länder verteilt ist. Jedes Bundesland hat einen 
eigenen Aktenbestand produziert. Das hat mit einem spezifischen Orga-
nisationsprinzip der MPK zu tun: Der Vorsitz rotiert jährlich zwischen 
den Ländern. Die Organisation liegt in den Händen der jeweiligen Staats-
kanzlei und wandert reihum durch die Republik. Diesen Herbst übergibt 
Rheinland-Pfalz den Vorsitz an Sachsen-Anhalt, 2027  /  28 folgt Schleswig-
Holstein, danach Thüringen. Die MPK richtete nie ein eigenes Büro ein, 
sie verfügt bis heute weder über einen eigenen Haushalt noch über ei-
genes Personal oder Räumlichkeiten. Auch eine gemeinsame Homepage, 
die wichtige Informationen bündeln würde, sucht man vergeblich.

Wer also meint, dass die Historikerin womöglich dieses oder jenes 
ausgespart hat, liegt goldrichtig. Angesichts der großen Zahl von Sitzun-
gen und der Masse des Aktenmaterials bietet dieses Buch keine Synopse 
der Sitzungen, Themen und Entscheidungen an. Ab den 1960er Jahren 
traf sich die Ministerpräsidentenkonferenz bis zu sechs Mal im Jahr und 
behandelte jedes Jahr bis zu 70 unterschiedliche Themen. Hinzu kamen 
Besprechungen mit dem Bundeskanzler. Es war Ludwig Erhard, der 
diese Treffen ab 1963 zur Routine machte. In den 1970er Jahren trafen sich 
dann auch der Kanzler und die Ministerpräsidenten bis zu sechs Mal im 
Jahr. Die Studie setzt deshalb Schwerpunkte und greift exemplarisch auf 
einzelne Konferenzen, Sitzungen und Diskussionen in unterschiedlichen 
Dekaden zurück, mit denen sich bestimmte Muster, typische Konstella-
tionen und die Bandbreite der Themen, die die MPK bearbeitete, illus-
trieren lassen. Eine Leitfrage ist dabei, wie man die Wechselwirkungen 
zwischen der Struktur und Funktionsweise der MPK und der politischen 
Kultur in Deutschland beschreiben und empirisch greifen kann.
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Institutionen und politische Kultur

Ist heute in der öffentlichen Debatte von politischer Kultur die Rede, geht 
es oft um die Ergebnisse von Umfragen und sozialwissenschaftlichen 
Studien, die bestimmte Gruppen, Milieus, Regionen und Sozialisations-
räume untersuchen. Gefragt wird nach Einstellungen und Meinungen, 
Identitäten, Werthaltungen und Präferenzen, Vorstellungen und Er-
wartungen der Bürgerinnen und Bürger gegenüber der Politik, den po-
litischen Akteuren, der Demokratie, dem politischen System und seinen 
wichtigsten Institutionen wie Regierung, Parlament und Verfassungs-
gericht.5 Um diese Dimension der politischen Kultur soll es hier aber nur 
am Rande gehen. Einstellungen über den Föderalismus wurden immer 
nur punktuell abgefragt, vergleichbare Datenreihen über die Zeit gibt es 
nicht.

Wichtiger sind weitere Aspekte: Die Kulturgeschichte der Politik in-
teressiert sich für symbolische Repräsentationen, Sitten und Rituale wie 
Hymnen, Fahnen, Feiertage und Staatsbesuche, für Architektur, Kleider-
ordnungen, Erinnerungsorte und Erinnerungskultur, politische Sprache 
und Sprechweisen.6 Auch Konstruktionen des Politischen in den Medien, 
in Fernsehserien, Filmen und Romanen sind Gegenstand einer breit 
verstandenen politischen Kulturforschung.7 Rechtswissenschaft und 
Rechtsgeschichte wiederum befassen sich mit Werten und Normen, die 
nicht nur in den symbolischen Repräsentationen und Ritualen zum Aus-
druck kommen, sondern in Institutionen wie der Verfassung und in den 
formalen Regelwerken der politischen Organe und Verfahren verankert 
sind – auch dies zählt zur politischen Kultur.8 Und schließlich gibt es die 
Spielregeln, ungeschriebenen Gesetze und Verhaltensweisen, die den 
Umgang der politischen Akteurinnen und Akteure prägen: ihre Modi der 
Kommunikation, Konfliktaustragung und Entscheidungsfindung, die 
Selbstverständnisse, Werte und Vorstellungen der Beteiligten selbst, etwa 
über die Zielsetzungen, den Sinn und Zweck ihrer Einrichtung und ihrer 
politischen Tätigkeit.9

Der Mitbegründer der modernen politischen Kulturforschung, der 
Politikwissenschaftler Lucian W. Pye, betonte schon 1965, dass man auch 
»the conduct of politics« untersuchen müsse, also die Art und Weise, wie 
Politik in der konkreten Praxis der Akteure funktioniert, um zu verstehen, 
was die politische Kultur eines Landes ausmacht und warum die insti-
tutionellen Strukturen sich von Land zu Land unterscheiden.10 Zwischen 
»Kultur« und »Struktur«, sekundierte Pyes Mitautor Sidney Verba, gibt 
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Institutionen und politische Kultur
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es demnach eine Wechselwirkung.11 Der Soziologe M. Rainer Lepsius er-
klärte diesen Zusammenhang ähnlich: »Politische Kultur und politische 
Institutionen prägen sich gegenseitig: ohne legitimierende Wertbindun-
gen können Institutionen nicht dauerhaft aufrechterhalten werden, ohne 
Institutionen gewinnen Wertorientierungen keine dauerhafte Geltung.«12

Namentlich informelle Institutionen konstituieren sich im Prozess, 
in der Interaktion.13 Die Ministerpräsidentenkonferenz stand nicht in der 
Verfassung, es gab keinen Gründungsbeschluss, keine gesetzliche Grund-
lage, keine Satzung und keine Geschäftsordnung. Mitte der 1960er Jahre 
war »die MPK« gewissermaßen eine Dauerschleife aus Sitzungen und 
Konferenzen, Vorbesprechungen und Vorkonferenzen, Kommunikatio-
nen und Informationsflüssen. Die Bundesregierung, die die Aktivitäten 
der Ministerpräsidenten beobachtete, nahm sie als neuen politischen 
Machtfaktor wahr.

Das institutionelle Arrangement aus Routinen, Abläufen und Regeln, 
das die Akteure schufen, diente zum einen dazu, Entscheidungen her-
vorzubringen. Zum anderen bestimmte es die Handlungsoptionen, die 
den Beteiligten im Rahmen ihrer selbst gesetzten Regeln offenstanden.14 
Besonders wichtig war das Einstimmigkeits- oder Einvernehmlichkeits-
prinzip, das die Ministerpräsidenten untereinander praktizierten. Ihr 
Anspruch war es, einen Konsens zu erreichen und einmütige Beschlüsse 
zu präsentieren. Das stand im Zusammenhang mit zwei Grundprinzipien, 
denen sie sich verpflichtet sahen: Erstens war die Zusammenarbeit zwi-
schen ihnen ausdrücklich freiwillig, weshalb auch kein Land gezwungen 
werden konnte, sich dem Willen einer Mehrheit zu unterwerfen. Zwei-
tens leitete die Beteiligten eine bestimmte Verfassungsinterpretation. 
Das Bundesverfassungsgericht verknüpfte das Einstimmigkeitsprinzip 
in einem seiner ersten Urteile untrennbar mit dem »föderalen Prinzip« 
und stellte es in einen bewussten Gegensatz zum Mehrheitsprinzip im 
parlamentarischen Raum. Zusätzlich hatte das Einstimmigkeitsprinzip 
eine politische Funktion: Es diente dazu, den Entscheidungen der MPK 
Gewicht zu verleihen, ihre Verbindlichkeit zu erhöhen und in der Öffent-
lichkeit sowie gegenüber der Bundesregierung Geschlossenheit und 
Handlungsfähigkeit zu demonstrieren.

Dies hatte wiederum Rückwirkungen auf die Art und Weise der Ver-
handlungen zwischen den Akteuren: Die Einvernehmlichkeit verlangte 
ihnen eine hohe Kompromissbereitschaft ab. Unterschiedliche Positionen 
mussten so lange verhandelt werden, bis ein Interessenausgleich erreicht 
war. Politischer Streit, Dissens und Konflikt konnten, anders als in den 
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Parlamenten, nicht durch eine politische Mehrheit entschieden werden. 
Die Akteure in der MPK waren deshalb immer wieder bemüht und darauf 
angewiesen, Konflikte einzuhegen. In der MPK war es nicht möglich, mit 
einer politischen Mehrheit Maximalforderungen durchzusetzen. Ohne 
Kompromissbereitschaft kamen die Ministerpräsidenten miteinander 
keinen Zentimeter voran. Konflikthafte Modi der Interaktion, konfron-
tatives Verhalten oder gar Drohungen stießen auf Unverständnis, wenn 
man sich doch eigentlich darauf eingeschworen hatte, einvernehmliche 
Lösungen zu finden. Ein Beispiel ist der Fernsehstreit von 1961. Der Ver-
handlungsführer der Länder Peter Altmeier, der sich jahrelang um eine 
Vereinbarung mit der Bundesregierung bemühte, nahm den konfrontati-
ven Stil des Kanzlers Konrad Adenauer, der derselben Partei wie er ange-
hörte, als eine Verletzung der Umgangsformen im Bundesstaat wahr: als 
einen Verstoß gegen das ungeschriebene Verfassungsprinzip der Bundes-
treue, das doch die Vertreter von Bund und Gliedstaaten auf gegenseitige 
Rücksichtnahme verpflichtete. Der Kanzler provozierte damit eine Ver-
fassungsklage, die die Bundesregierung krachend verlor.

Die Funktionsprinzipien der MPK waren in keinem formalisierten 
Regelwerk nachzulesen. Anders als formale Organisationen wie Behör-
den, Unternehmen oder Universitäten hatte sie auch keine feste Struktur 
mit Stellen, Büros und Personal. Sie war vielmehr ein informelles Koope-
rationsgremium, dessen Regeln und Grundsätze sich über die Zeit in der 
Praxis der Sitzungen und Interaktionen etablierten und zunächst nur 
mündlich unter den Akteuren tradiert wurden. Die Akteure: Das waren 
zum einen die Ministerpräsidenten, zum anderen die Leiter der Staats-
kanzleien und andere höhere Beamte aus den Bundesländern. Denn der 
Teilnehmerkreis war nicht auf die Regierungschefs und -chefinnen be-
schränkt, von Anbeginn nahmen an den Sitzungen der MPK auch meh-
rere Beamte pro Land teil. Sie saßen bei nahezu allen Entscheidungen 
mit am Tisch (beziehungsweise versetzt in der zweiten Reihe), verfassten 
Vorlagen, formulierten Beschlüsse vor, gaben Empfehlungen ab und ma-
nagten im Hintergrund die Informations- und Kommunikationsflüsse 
zwischen den Staatskanzleien. Politische Entscheidungen wurden so weit 
im Vorfeld auf ihre bürokratischen Umsetzungsmöglichkeiten abgeklopft. 
Als es in den 1960er Jahren um die Finanz- und Bundesstaatsreform ging, 
präsentierten sich die Beamten als Hüter tradierter Verfassungsprinzi-
pien, während eine politische Mehrheit für weitreichende Veränderungen 
eintrat.

Die Beamten waren es auch, die die ungeschriebenen Regeln unter-
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einander weitergaben, sie als interne Handreichungen schriftlich notier-
ten und bei der Sitzungsorganisation darauf achteten, dass das, was sich 
informell eingespielt hatte, beachtet wurde. Auch für informelle Runden 
und Entscheidungsprozesse gibt es eine Fülle von Regeln. Sind diese nicht 
formal fixiert, hängen ihre Beachtung und Anwendung vom praktischen 
Wissen der Beteiligten ab. Das Wissen darüber, was die eingespielten 
Regeln besagen und wie sie angemessen anzuwenden sind, ist exklusiv 
auf einen kleinen Personenkreis beschränkt.15 So war es in der MPK. Von 
außen waren ihre Regeln nicht einsehbar. Auch so konstituierte sich die 
distinkte Gemeinschaft der Ministerpräsidenten und Beamten. 1992 
waren es die Beamten, die neue und noch detailliertere Regelungen für 
die Arbeitsweise der MPK ausarbeiteten. Die Staatskanzleien tauschten 
Hilfestellungen untereinander aus, etwa über ihre Erfahrungen und Zeit-
pläne bei der Organisation der großen Jahreskonferenzen und über den 
Aufwand, den der MPK-Vorsitz für ein Land bedeutete. Die Jahreskon-
ferenzen hatten einen besonders hohen Stellenwert und der Planungs-
aufwand war groß, weil mit ihnen ein festliches und kulturelles Rahmen-
programm verbunden war.

Das Rahmenprogramm war keineswegs ein hübsch anzusehendes 
Ornament, sondern spielte eine tragende Rolle für die Selbstverständ-
nisse der Akteure und für das Sitzungsgeschehen. Neben der Repräsen-
tation des Gastgeberlandes nach außen und gegenüber seinen Gästen 
aus den anderen Bundesländern boten ein Staatsempfang, vor allem 
aber gemeinsame Besichtigungen, Opern- und Theaterbesuche die Ge-
legenheit, sich persönlich besser kennenzulernen und Vertrauen unter-
einander aufzubauen. Die Möglichkeit zum informellen Austausch und 
zu vertraulichen Gesprächen war ein unverzichtbares Komplement zum 
reinen Sitzungsgeschehen. Das Rahmenprogramm diente auch hand-
festen politischen Zielsetzungen. Das exerzierte beispielsweise 1967 der 
nordrhein-westfälische Ministerpräsident Heinz Kühn vor: Als Vorsitzen-
der der MPK setzte er den Besuch einer schließungsbedrohten Zeche aufs 
Rahmenprogramm, um den Kollegen die Auswirkungen der Kohlekrise 
vor Augen zu führen und sie in Opposition gegen energiepolitische Pläne 
der Bundesregierung hinter sich zu versammeln. Ab 1964 ergänzten die 
Ministerpräsidenten ihre Konferenz um ein Damenprogramm. Das war 
auch der Ort, an dem wir am ehesten auf Frauen stoßen – auf Ehefrauen. 
In der Runde der Ministerpräsidenten und ihrer Spitzenbeamten waren 
Frauen dagegen außerordentlich rar. Unter den 30 bis 40 Beamten, die 
an den Sitzungen teilnahmen, waren allerhöchstens ein bis zwei Frauen. 
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Spitzenpositionen in den Staatskanzleien blieben bis ins 21. Jahrhundert 
eine besonders ausgeprägte Männerdomäne. Die erste Ministerpräsiden-
tin in der Geschichte der Bundesrepublik war 1993 die Sozialdemokratin 
Heide Simonis in Schleswig-Holstein. Sie übernahm 1995 als erste Frau 
den Vorsitz der MPK. Wenn in diesem Buch also an vielen Stellen nicht 
gegendert wird, hat das einen guten Grund.

Aufbau

Das Buch begleitet die MPK von ihrer Gründung bis ins zweite Jahr-
zehnt der Berliner Republik. Am Ende des noch explorativen Treffens in 
München 1954 waren sich alle Beteiligten einig, ihre Konferenz in regel-
mäßigen Abständen fortzuführen. Es brauchte nur wenige Jahre, bis sich 
die Abläufe und Routinen der Ministerpräsidenten und Beamten ein-
gespielt hatten. Die Staatskanzlei des Vorsitzlandes war nicht nur für die 
Sitzungsorganisation zuständig, sondern auch für das soziale und kul-
turelle Programm. Zu den Aufgaben des Gastgebers gehörten außerdem 
die Verköstigung mit Sekt, Wein, Zigarren und Zigaretten. Auf ihren 
Hotelzimmern fanden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer stets Ge-
schenke vor, sogar die Fahrer wurden bedacht. Zu Beginn der 1960er Jahre 
war die MPK eine fest etablierte Einrichtung, die neben der Jahreskon-
ferenz mehrere Arbeitskonferenzen umfasste. Die Tagesordnungen wur-
den mit jedem Treffen länger, die Kooperation zwischen den Exekutiven 
der Länder vertiefte sich stetig. Mitte der 1960er Jahre gab es jenseits der 
MPK und der Konferenzen der Ressortminister der Länder ein flächen-
deckendes Netz aus Kooperationsgremien, zu dem mehrere Hundert 
Ausschüsse, Arbeitskreise und Kommissionen gehörten. Der Trend der 
Unitarisierung, der den deutschen Bundesstaat seit dem 19. Jahrhundert 
geprägt hatte, beschleunigte sich seit den 1950er Jahren kontinuierlich. 
Harmonisierung, Abstimmung und Vereinheitlichung lauteten die über-
geordneten Zielsetzungen der MPK. Kooperation war das Leitbild des 
bundesrepublikanischen Föderalismus.

In einem politischen Kraftakt brachten die Ministerpräsidenten, die 
Bundesregierung und der Bundestag 1969 weitreichende Verfassungs-
reformen zustande, deren Kern die Reform der Finanzverfassung und 
eine Ausweitung der Bund-Länder-Kooperation bildeten. Im Reformpro-
zess, der sich ab 1963 über mehrere Jahre hinzog, spielte die MPK eine 
zentrale Rolle. Der Kanzler der Großen Koalition Kurt Georg Kiesinger, 
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der zuvor als Ministerpräsident von Baden-Württemberg auch schon Vor-
sitzender der MPK gewesen war, suchte zuerst die Einigung zwischen den 
Exekutiven. Im Ergebnis banden die Reformen Bund und Länder noch 
enger aneinander. Im verflochtenen Bundesstaat bekam die Zusammen-
arbeit zwischen den Exekutiven einen noch höheren Stellenwert. Wie das 
Beispiel der Besprechungen des Bundeskanzlers Willy Brandt mit den Mi-
nisterpräsidenten zeigt, beanspruchten diese selbstbewusst Mitsprache 
in der Bundespolitik. Das galt besonders für die Ministerpräsidenten der 
Union, da Brandts Regierungskoalition anders als die vorherigen Bundes-
regierungen keine Mehrheit im Bundesrat hatte.

In den 1970er Jahren blieb in der MPK von der Informalität der An-
fangsjahre kaum etwas übrig, stattdessen prägten Bürokratisierung und 
Formalisierung die Abläufe. Regeln und Absprachen wurde verschriftlicht, 
Vorkonferenzen der Beamten strukturierten die Sitzungen vor, die Ver-
treter der SPD- und unionsregierten Länder trafen sich ebenfalls vorher 
separat, um sich der Parteilinien zu versichern. Auf den Konferenzen 
rangen die Ministerpräsidenten in langen Diskussionen um einen Kon-
sens. Am Beispiel der Jahreskonferenz von 1970 in Mainz lässt sich zeigen, 
wie die Ministerpräsidenten das Einstimmigkeitsprinzip in der Praxis 
anwandten, wie sie miteinander umgingen, wie sie laufend Meinungs-
verschiedenheiten zu überbrücken und Konflikte zu befrieden suchten, 
um gemeinsame Entscheidungen zustande zu bringen. Gastgeber und 
Sitzungsleiter war 1970 der damals jüngste Ministerpräsident in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Helmut Kohl.

Als Bundeskanzler hatte Kohl ab 1982 erneut mit den Ministerprä-
sidenten zu tun und versuchte, der Bürokratisierung und Formalisierung 
mit informellen Abendessen ohne feste Tagesordnung entgegenzuwirken. 
Bereits ab Mitte der 1970er Jahre setzte außerdem Kritik an den Folgen 
der Verfassungsreformen ein, die in den nächsten Jahrzehnten nicht 
mehr verstummen sollte: Anstelle der Verflechtung müsse eine Ent-
flechtung treten, um Bundesregierung und Landesregierungen wieder 
unabhängiger voneinander und handlungsfähiger zu machen. Reform-
versuche erschöpften sich in den 1980er Jahren jedoch in Minimalkorrek-
turen bei den Mischfinanzierungen. Besitzstandsdenken und finanzielle 
Interessenpolitik erstickten sämtliche Änderungsversuche.

Vor diesem Hintergrund fand die größte föderale Umwälzung der 
Nachkriegsgeschichte statt: Die DDR ging unter und die Bundesrepublik 
wurde um fünf Bundesländer erweitert. Während die neuen Länder sich 
noch gar nicht konstituiert hatten, nahmen die westdeutschen Minister-
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präsidenten erheblichen Einfluss auf den Einigungsprozess und die Bei-
trittsbedingungen. Sie setzten beinhart ihre finanziellen Interessen durch 
und sorgten dafür, dass die Stimmenverteilung im Bundesrat noch vor 
dem Beitritt der ostdeutschen Länder zugunsten der großen Westländer 
geändert wurde. Mit den neuen Kollegen trafen sie erstmal im Novem-
ber 1990 auf einer Bundesratssitzung zusammen. In den ostdeutschen 
Staatskanzleien übernahmen mehrheitlich westdeutsche Beamte Lei-
tungspositionen, während die neuen Ministerpräsidenten mit Ausnahme 
von Kurt Biedenkopf aus der ehemaligen DDR stammten. Eine frühe Ent-
scheidung zahlte sich rasch aus: Noch vor der ersten gesamtdeutschen 
Ministerpräsidentenkonferenz begründeten die Regierungschefs der 
neuen Länder die bis heute existierende MPK-Ost, die in den Routinen 
und Abläufen von Anfang an genauso funktionierte wie die MPK.

Der Einfluss der MPK-Ost zeigte sich bei der Korrektur der unzurei-
chenden Finanzausstattung der neuen Länder und der Neuregelung des 
Finanzausgleichs. Hier gelang es den ostdeutschen Akteuren um den 
Wortführer Biedenkopf 1992  /  93, die anfängliche Benachteiligung zu revi-
dieren. Die ursprünglich beabsichtigte Reform der Finanzverfassung und 
eine größere Bundesstaatsreform, von der 1990 die Rede gewesen war, 
fanden jedoch nicht statt. So sorgte die Eingliederung der neuen Länder 
in das überkommene System des Finanzausgleichs umgehend für Unmut 
bei den Regierungen finanzstarker Bundesländer. Mitte der 1990er Jahre 
brach in der vergrößerten Bundesrepublik eine scharf geführte Debatte 
über eine grundstürzende Föderalismusreform auf, die im Zeichen neo-
liberaler Reformforderungen in zahlreichen weiteren Politikfeldern stand. 
Namentlich Akteure aus Bayern und Baden-Württemberg trommelten für 
einen neuartigen Wettbewerbsföderalismus, in dem die Länder in einen 
Steuer-, Standort- und Leistungswettbewerb treten und die Ausgleichs-
zahlungen an die finanzschwachen Bundesländer deutlich reduziert 
werden sollten. Während diese Forderungen letztlich keine Chance bei 
der Mehrheit der Kollegen hatten, nahm die MPK selbst einige interne 
Reformen vor: 1992 verabschiedete sie zusätzliche Regeln für ihre Arbeits-
weise, versuchte sich ab 1998 im Bürokratieabbau und setzte 2004 die Axt 
ans wuchernde Konferenznetz, um Handlungsspielräume der einzelnen 
Länder wieder zu vergrößern.
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präsidenten erheblichen Einfluss auf den Einigungsprozess und die Bei-
trittsbedingungen. Sie setzten beinhart ihre finanziellen Interessen durch 
und sorgten dafür, dass die Stimmenverteilung im Bundesrat noch vor 
dem Beitritt der ostdeutschen Länder zugunsten der großen Westländer 
geändert wurde. Mit den neuen Kollegen trafen sie erstmal im Novem-
ber 1990 auf einer Bundesratssitzung zusammen. In den ostdeutschen 
Staatskanzleien übernahmen mehrheitlich westdeutsche Beamte Lei-
tungspositionen, während die neuen Ministerpräsidenten mit Ausnahme 
von Kurt Biedenkopf aus der ehemaligen DDR stammten. Eine frühe Ent-
scheidung zahlte sich rasch aus: Noch vor der ersten gesamtdeutschen 
Ministerpräsidentenkonferenz begründeten die Regierungschefs der 
neuen Länder die bis heute existierende MPK-Ost, die in den Routinen 
und Abläufen von Anfang an genauso funktionierte wie die MPK.

Der Einfluss der MPK-Ost zeigte sich bei der Korrektur der unzurei-
chenden Finanzausstattung der neuen Länder und der Neuregelung des 
Finanzausgleichs. Hier gelang es den ostdeutschen Akteuren um den 
Wortführer Biedenkopf 1992  /  93, die anfängliche Benachteiligung zu revi-
dieren. Die ursprünglich beabsichtigte Reform der Finanzverfassung und 
eine größere Bundesstaatsreform, von der 1990 die Rede gewesen war, 
fanden jedoch nicht statt. So sorgte die Eingliederung der neuen Länder 
in das überkommene System des Finanzausgleichs umgehend für Unmut 
bei den Regierungen finanzstarker Bundesländer. Mitte der 1990er Jahre 
brach in der vergrößerten Bundesrepublik eine scharf geführte Debatte 
über eine grundstürzende Föderalismusreform auf, die im Zeichen neo-
liberaler Reformforderungen in zahlreichen weiteren Politikfeldern stand. 
Namentlich Akteure aus Bayern und Baden-Württemberg trommelten für 
einen neuartigen Wettbewerbsföderalismus, in dem die Länder in einen 
Steuer-, Standort- und Leistungswettbewerb treten und die Ausgleichs-
zahlungen an die finanzschwachen Bundesländer deutlich reduziert 
werden sollten. Während diese Forderungen letztlich keine Chance bei 
der Mehrheit der Kollegen hatten, nahm die MPK selbst einige interne 
Reformen vor: 1992 verabschiedete sie zusätzliche Regeln für ihre Arbeits-
weise, versuchte sich ab 1998 im Bürokratieabbau und setzte 2004 die Axt 
ans wuchernde Konferenznetz, um Handlungsspielräume der einzelnen 
Länder wieder zu vergrößern.
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9

EINLEITUNG

Institutionen sind nicht gegeben, sie werden gemacht. Mit der Minister-
präsidentenkonferenz begründeten die Regierungschefs der Länder und 
ihre Spitzenbeamten in den 1950er Jahren eine Schlüsselinstitution des 
deutschen Bundesstaats. Sie schrieben ihr spezifische Zielsetzungen ein, 
praktizierten bestimmte Umgangsformen, etablierten Rituale, Routinen 
und ungeschriebene Regeln, in die ihr politisches Handeln im engeren 
Sinne eingebettet war: das Verhandeln von Beschlüssen und Entschei-
dungen, die Abstimmung in nahezu allen Länderangelegenheiten, die 
Formulierung gemeinsamer Positionen und politischer Forderungen 
gegenüber der Bundesregierung. Die Ministerpräsidenten schufen mit 
der MPK ein institutionelles Arrangement, das ihre Arbeit und ihre Inter-
aktionen einrahmte, strukturierte und ihre Werte, Ziele und Interessen 
widerspiegelte. Der Gründung der Bundesrepublik hinkte die Minister-
präsidentenkonferenz gewissermaßen hinterher – in der Verfassung 
war und ist sie nicht vorgesehen. Doch bereits in den 1960er Jahren war 
sie zu einem bundespolitischen Akteur mit nationaler Reichweite auf-
gestiegen und zu einem Knotenpunkt politischer Entscheidungs- und 
Aushandlungsprozesse im demokratischen deutschen Bundesstaat ge- 
worden.

Trotzdem lag die MPK bislang sowohl im toten Winkel der Zeit-
geschichte als auch der Rechts- und Politikwissenschaft. Dasselbe gilt für 
die breitere Öffentlichkeit: Wenn es um wichtige Fragen der Bundespoli-
tik geht, richten sich die Blicke in der Regel auf die Bundesregierung und 
den Bundestag, auf das Kanzleramt und auf die Parteizentralen. Schon 
der Bundesrat ist eine Art Add-on und bekommt nur Aufmerksamkeit, 
wenn er bei einer besonders engen oder umstrittenen Entscheidung zum 
Zünglein an der Waage zu werden scheint. Die Ministerpräsidentenkon-
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